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Krisenkommunikation in Beteiligungsprozessen 

Marcus Bloser 

Die folgenden Ausführungen befassen sich mit ausgewählten eigenen Erfahrungen in der Dialoggestaltung bei 
Infrastrukturgroßprojekten und dem Umgang mit dort erlebten schwierigen Situationen. 
 

Zum Verständnis und den Begrifflichkeiten 

Was meint eigentlich »Krise« in Beteiligungsprozessen bei Infrastrukturgroßprojekten? »Krise« ist nach Wiki-
pedia eine problematische, mit einem Wendepunkt verknüpfte Entscheidungssituation. In Planungsprozessen 
ist eine Krise häufig der Anlass dafür, in einem breiteren Kreis neben formalen Verfahren Kritiker/innen,  
Gegner/innen und Befürworter/innen in den Entscheidungsprozess mit einzubeziehen. Krisenkennzeichen sind 
starre und festgefahrene Positionen von Gegner/innen und Befürworter/innen, eine in der Öffentlichkeit und 
den Medien geführte konfrontative Auseinandersetzung, Ankündigungen von Klagen und eine Emotionalisie-
rung, die den Austausch im direkten Kontakt nur noch schwer möglich erscheinen lassen. In den meisten Fällen 
erfolgen Dialogangebote in dieser Situation nicht freiwillig und vorausschauend, sondern auf Druck – zumeist 
erzeugt von direkt Betroffenen der Planung. Aktuelle und prominente Verfahrensbeispiele sind Stuttgart 21, das 
Dialogforum Schiene Nord, diverse Auseinandersetzungen um Ausbaupläne von Autobahnen und um Stromlei-
tungstrassen und neue Konverteranlagen. Der Startpunkt eines Dialogs ist also zumeist der Höhepunkt der 
Krise, über das Dialogverfahren soll wieder Bewegung in einen festgefahrenen Prozess gebracht werden.  

Ziel und Zweck der Dialogverfahren in Krisensituationen 

Über Dialog- oder Beteiligungsverfahren wird versucht, ergänzend zu formalen Plan- und Genehmigungsver-
fahren besonders konfliktträchtige Aspekte herauszuarbeiten und dafür gemeinsam nach Lösungsmöglichkei-
ten zu suchen. Häufig werden dazu Runde Tische oder Dialogforen mit einem fest ausgewählten Kreis aus Trä-
gern öffentlicher Belange, Interessensvertretern und – bei räumlich gut abgrenzbaren Projekten – aus Anwoh-
ner/innen gebildet. Dieser Kreis soll dann zumeist unter Anleitung einer professionellen Moderation Hand-
lungsempfehlungen für eine Optimierung der Planung an den Vorhabenträger und die politischen Entschei-
dungsträger/innen erarbeiten.  

Zur Gestaltung solcher Prozesse sind in den letzten Jahren auf Ebene des Bundes (z.B. Bundesverkehrsministe-
rium) und der Länder (z.B. Baden-Württemberg), aber auch zunehmend durch Stiftungen (z.B. Bertelsmann 
Stiftung, Stiftung Mitarbeit, Konrad-Adenauer-Stiftung), privatwirtschaftliche Organisationen (z.B. VCI, VDI) 
und von zivilgesellschaftlichen Organisationen eine Menge Leitfäden und Anleitungen erarbeitet worden.  
Praxisberichte und Evaluationen zu den Erfahrungen und Herausforderungen in der Praxis liegen bisher nur 
sehr vereinzelt vor, ebenso wie Zusammenstellungen und Auswertungen von erfolgreichen Dialogprozessen. 
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Die bisherige Kommentierung und Auseinandersetzung mit Beteiligungsprozessen hat einen Schwerpunkt auf 
die Grenzen und Probleme solcher Verfahren, seltener wird der Blick auf Chancen und Erfolge gerichtet. Hier 
liegt sicherlich noch Potenzial zur Identifizierung von Erfolgskriterien und zur Qualifizierung von Handlungs-
anleitungen. 

Im Folgenden möchte ich mich mit zwei – aus meiner Sicht bedeutenden und bisher wenig beachteten – Her-
ausforderungen und Lösungsansätzen in der Praxis auseinandersetzen: »Erwartungsmanagement« und »Bud-
gets für die Prozessgestaltung«. 

Erwartungsmanagement: Ehrlich sein! 

Das Erwartungsmanagement wird in letzter Zeit unter Beteiligungspraktiker/innen häufiger diskutiert. Es be-
rührt die Gestaltungsspielräume und die Verbindlichkeit der Ergebnisse der Dialogverfahren. In den Verfahren 
entzündet sich zumeist in der Startphase, gerade wenn das Konfliktpotenzial besonders hoch ist, eine entspre-
chende Debatte. Von Kritiker/innen des Vorhabens wird häufig eine (Mit-)Beteiligung an der Entscheidung 
gefordert, Genehmigungsbehörden ziehen sich auf die Formalprüfung des Antrags zurück, Politik geht aus 
Sorge vor einem weiteren Vertrauensverlust in Deckung, der Vorhabenträger erntet mit Verweis auf die Rechts-
konformität seines Antrags heftigen Gegenwind. Auch ideologisch motivierte Komponenten zum Ansatz der 
Verfahren werden in die Diskussion eingebracht (Forderung nach Betrachtung der Nullvariante, Verschiebung 
der Entscheidungsgewalt: Bürger/innen können besser als die Politik über das Verfahren entscheiden). Aus 
dieser Grundstimmung der Verunsicherung heraus wird oft der Fehler gemacht, mit dem Verfahren zu viel zu 
versprechen (»Wir gehen vollkommen ergebnisoffen in das Verfahren.«). Andererseits ist das vorhandene Miss-
trauen in der Krise ernst zu nehmen, ihm muss adäquat begegnet werden. Ich halte es vor diesem Hintergrund 
für unbedingt erforderlich, die Gestaltungsspielräume und ein passendes Beteiligungskonzept in einem dem 
eigentlichen Dialogverfahren vorgelagerten Phase auszuloten und gemeinsam mit den später zu beteiligenden 
Akteuren Verfahrensziele und -regeln zu vereinbaren. Dazu sind Sondierungsgespräche und Pendeldiplomatie 
erforderlich, der Vorschlag für ein Dialogverfahren sollte auf Grundlage der Ergebnisse dieser Phase mit den 
Akteuren vor Eintritt in das Verfahren vereinbart werden. Es ist ratsam, hier besonders rational und ehrlich vor-
zugehen. Sollte sich der anschließende Dialog lediglich auf den Zweck fokussieren, die breite Öffentlichkeit 
gemeinsam und offen über das Vorhaben und die damit verbundenen Vor- und Nachteile für die Anwoh-
ner/innen und die Region zu informieren, kann dies eine ausreichende Qualität darstellen. Dies würde aber 
wohl auch in den meisten Fällen den Ausschluss der absoluten Gegner/innen eines Vorhabens nach sich zie-
hen, da dieses Ziel nicht deren Interessen entspricht. Sollten Gestaltungsspielräume in der Ausführung beste-
hen (Varianten und/oder freiwillige Selbstverpflichtungen, die über gesetzliche Anforderungen hinausgehen), 
sollten diese skizziert und der Charakter der Verbindlichkeit der zu erarbeitenden Empfehlungen klar definiert 
werden (Frage: An wen werden die Empfehlungen gerichtet, was sollen sie umfassen und für wen sollen sie in 
welcher Form verbindlich sein?).  
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Ein bisher aus meiner Sicht nur unzureichend betrachteter Aspekt betrifft die Haltung der beteiligten Akteure. 
Hier gibt es eine gute Vorlage von Professor Patrick Hudson von der Delft Universität für Technologien in den 
Niederlanden, der sich als Psychologe mit Forschungsfragen zum Sicherheitsmanagement beschäftigt. In die-
sem Zusammenhang hat er die so genannte »Hudson Ladder« entwickelt. Demnach unterscheidet er Akteure 
zwischen einer pathologischen bis hin zu einer generativen Grundhaltung gegenüber Veränderungsprozessen 
und der Qualität eines Sicherheitsmanagements (siehe Abb. 1). 

 

 

Abb. 1: »Hudson Ladder« (Quelle: P Hudson: Applying the lessons of high risk industries to healthcare, Zeitschrift 
Qual Saf Health Care 2003;12(Suppl 1):i7–i12, Eigene Übersetzung ins Deutsche) 

Bestehen Gegner/innen auf die Position der Verhinderung eines Vorhabens, wird mit ihnen nur schwer eine 
Debatte über eine Planungsoptimierung möglich sein. Fühlt sich ein Vorhabenträger zu einem Dialog gezwun-
gen und hat wenig Bereitschaft zur Anpassung der Planung, wird mit ihm ebenfalls ein solcher Dialog schwie-
rig bis unmöglich. Sehen beide den Dialog als Möglichkeit, über den Austausch Optimierungspotenziale zu 
identifizieren, besteht eine große Chance für einen Dialog und erfolgreichen Interessenausgleich. Dieses Modell 
kann in der Sondierungsphase und bei der Vereinbarung der Gestaltungsspielräume, der Ziele und Zusammen-
setzung des Dialogs als Analyseinstrument sehr hilfreich sein.  
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Prozessgestaltung und Budgets: Flexibilität! 

Für begleitende Dialogprozesse zu formalen Genehmigungsverfahren existieren in den meisten Fällen keine 
Budgets. Sie werden – wie schon oben beschrieben – häufig erst eingeleitet, wenn formale Verfahren an ihre 
Grenzen stoßen. Zudem liegen bisher auch nur wenige Erfahrungswerte über eine angemessene Mittelbereit-
stellung für solche Verfahren vor. Ist ein öffentlicher Vorhabenträger Ausrichter des Dialogprozesses, kommt 
erschwerend hinzu, dass entsprechende Verfahren über Ausschreibungen vergeben werden, in denen schon 
wesentliche Verfahrensfestlegungen getroffen werden müssen. Auf der anderen Seite erfordern Dialogverfah-
ren wegen der vielfältigen Hürden und auch der Neuartigkeit für alle Prozessbeteiligten ein hohes Maß an  
Flexibilität. Erst mit Durchführung der Sondierungsphase können genauere Aussagen und Schätzungen zum 
Umfang und der Ausrichtung des Dialogprozesses getroffen werden. Und auch wenn hier eine Bereitschaft zur 
Teilnahme generiert werden kann, können sich in dem Prozess über gemeinsame Lernerfahrungen und die 
Auseinandersetzung mit dem Vorhaben neue Anforderungen ergeben. Ein Beispiel ist die Validität und Nach-
vollziehbarkeit vorliegender Gutachten, die der Planung zugrunde liegen. Ergibt sich in dem Dialog, dass diese 
Mängel besitzen oder nicht nachvollziehbar sind, besteht Bedarf für weitere Untersuchungen. Werden diese in 
den Verfahren gemeinsam definiert, besteht Potenzial, dass den Ergebnissen auch im weiteren Verlauf gefolgt 
wird. Dies setzt allerdings voraus, dass Budgets für Gutachten und Prüfaufträge in dem Dialogverfahren zur 
Verfügung gestellt werden, über deren Verwendung die Akteure gemeinsam nach Sachlage entscheiden kön-
nen. Dies ist z.B. in dem Dialogverfahren Schiene Nord von den Prozessbeteiligten eingefordert und dann auch 
nachträglich vom Land und dem Vorhabenträger ermöglicht worden. 

Fazit 

In diesem Beitrag werden einige ausgewählte, besonders erfolgskritische Faktoren der Krisenbewältigung in 
Dialog- und Beteiligungsprozessen betrachtet. Der Fokus liegt auf Verfahren, die erst »erzwungen« in der Krise 
der Planung und Realisierung von Großprojekten gestartet werden. Hier müssen die Ansprüche und Erwartun-
gen der Kritiker/innen und Befürworter/innen und die richtige Zusammensetzung im Dialogverfahren im Vor-
feld analysiert und sondiert werden. Auf Grundlage der Ergebnisse bedarf es vor Eintritt einer gemeinsamen 
Vereinbarung zu den Zielen, angestrebten Ergebnissen und den Verfahrensregeln mit den später am Prozess zu 
beteiligenden Akteuren. Die Durchführung und die Wahl der Methodik sollten nicht ideologisch motiviert, son-
dern lösungsorientiert den Bedürfnissen der beteiligten Akteure entsprechen. Die Durchführung bedarf einer 
großen Flexibilität, da solche Prozesse gemeinsame Lernerfahrungen mit sich bringen. Ein zusätzliches Budget 
sollte für die Definition und Vergabe vertiefender Untersuchungen, die aus dem Dialog entwickelt werden, 
bereitgestellt werden.  
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Autor 

Marcus Bloser ist Stadt- und Regionalplaner und seit fast 25 Jahren in der Gestaltung von Dialog- und Beteili-
gungsprozessen für die IKU GmbH tätig. Zu seinem Spektrum gehören die Gestaltung von Stakeholder-
Dialogen für Unternehmen, Dialogprozesse bei Infrastrukturgroßprojekten, Bürgerbeteiligung in der Stadtent-
wicklung sowie die Beratung zur Information, Kommunikation und Partizipation in Politikfeldern wie der Kli-
maanpassung, dem Gewässerschutz, der Energiewende und der Nachhaltigkeit. Neuerdings gehören zu seinem 
Aufgabenspektrum auch Prozesse zur Entwicklung von kommunalen Integrationsprojekten und die Moderation 
von Bürgerinformationsveranstaltungen zur Unterbringung von Flüchtlingen. 

Kontakt:  
Dipl.-Ing. Marcus Bloser 
Geschäftsführer IKU_DIE DIALOGGESTALTER 
Olpe 39, 44135 Dortmund 
bloser@dialoggestalter.de 
www.dialoggestalter.de 
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